
BALM / BRUGGEN 

Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 473/67 der Kommission ist dahin 
auszulegen, daß nach dieser Vorschrift die Gültigkeitsdauer einer Aus­
fuhrlizenz mit im voraus festgesetzter Erstattung für einen in der Ver­
gangenheit liegenden Zeitraum, also rückwirkend, verlängert werden 
kann, wenn die zuständige Behörde es zu Unrecht abgelehnt hat, recht­
zeitig eine Verlängerung aufgrund höherer Gewalt zu gewähren und des­
halb die Ausfuhr aufgrund einer neuen Lizenz für dasselbe Geschäft er­
folgen mußte; in diesem Fall hat die neue Lizenz keine Rechtswirkungen 
und muß förmlich aufgehoben werden. 

Pescatore Due Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. Dezember 1982. 

Der Kanzler 
Im Auftrag 

H. A. Rühl 

Hauptvenvaltungsrat 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

P. Pescatore 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 2. DEZEMBER J 982 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Der Sachverhalt des Vorabentschei-
dungsverfahrens, zu dem ich heute Stel­
lung nehme, läßt sich wie folgt zusam­
menfassen : 

Die Firma H. und J. Brüggen, Klägerin 
und Revisionsbeklagte des Ausgangsver­
fahrens, betreibt in Lübeck einen Getrei­
deverarbeitungsbetrieb. Sie hatte für den 
Export von 595 920 kg Hafergrütze nach 
Peru gegen Stellung einer Kaution eine 
bis zum 31. Mai 1970 gültige Ausfuhrli­

zenz mit im voraus fixierter Erstattung 
von der damaligen Einfuhr- und Vor­
ratsstelle für Getreide und Futtermittel 
erhalten. Die Hafergrütze sollte aus Ha­
fer hergestellt werden, der aus der DDR 
in zwei Partien in der ersten und zweiten 
April-Hälfte des Jahres über Binnenwas­
serstraßen nach Lübeck hätte geliefert 
werden sollen. Infolge des damaligen 
außerordentlich strengen Winters, der 
eine lang anhaltende Vereisung der Bin­
nenschiffahrtswege in der DDR mit sich 
brachte, kam es jedoch zu einer Verzö-
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gerung der Anlieferung dieses Erzeugnis­
ses, so daß bis zum 31. Mai 1970 ledig­
lich 298 039 kg Hafergrütze auf die er­
teilte Lizenz ausgeführt werden konnten. 
Infolge dieser Umstände hatte die Kläge­
rin bereits am 13. Mai 1970 beantragt, 
die Lizenz gemäß Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung Nr. 473/67 
der Kommission vom 21. August 1967 
über die Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen 
für Getreide und Getreideverarbeitungs­
erzeugnisse, Reis, Bruchreis und Reisver­
arbeitungserzeugnisse (ABl. 204 vom 24. 
8. 1967, S. 16) um zwei Monate zu ver­
längern. Diese Bestimmung sieht unter 
anderem vor, daß auf, Antrag die Gültig­
keitsdauer einer Lizenz verlängert wird, 
falls die Ausfuhr innerhalb dieser Frist 
durch einen als höhere Gewalt anzuse­
henden Umstand, worunter gemäß Ab­
satz 2 Buchstabe g auch die Unterbre­
chung der Schiffahrt wegen des Eisgangs 
zu rechnen ist, verhindert wird. 
Nachdem der Verlängerungsantrag mit 
Bescheid vom 20. Mai 1970 mit der Be­
gründung abgelehnt worden war, es liege 
kein eine Verlängerung rechtfertigender 
Fall höherer Gewalt vor, sah sich die 
Klägerin im Juni 1970 gezwungen, die 
Restmenge aufgrund einer neuen, hin­
sichtlich des Erstattungssatzes ungünsti­
geren Lizenz zu exportieren. 
Gegen den ablehnenden Bescheid wehrte 
sich die Firma H. und J. Brüggen mit 
einer erfolgreichen Klage beim Verwal­
tungsgericht Frankfurt am Main. Der 
Hessische Verwaltungsgerichtshof wies 
die von der Bundesanstalt für landwirt­
schaftliche Marktordnung als Rechts­
nachfolgerin der Einfuhr- und Vorrats­
stelle eingelegte Berufung gleichfalls zu­
rück und entschied, daß entsprechend 
dem inzwischen geänderten Klageantrag 
die Klägerin so zu stellen sei, wie sie ste­
hen würde, wenn ihrem ursprünglichen 
Antrag auf Verlängerung der Ausfuhrli­
zenz entsprochen worden wäre. Gegen 

dieses Urteil legte die Beklagte Revision 
beim Bundesverwaltungsgericht ein. Die 
Klägerin beantragte die Zurückweisung 
der Revision und nahm in der Revisions­
instanz ihr ursprüngliches auf eine nach­
trägliche Verlängerung der Ausfuhrli­
zenz gerichtetes Begehren hilfsweise wie­
der auf. 

Dieser Antrag hat den VII. Senat des 
Bundesverwaltungsgerichts zu einer 
Frage über die Auslegung der Verord­
nung Nr. 473/67 veranlaßt. Wie die Vor­
instanzen geht auch dieses Gericht davon 

- aus, daß im vorliegenden Fall die recht­
zeitige Ausnutzung der Lizenz durch hö­
here Gewalt unterblieben ist und folglich 
die Beklagte verpflichtet gewesen wäre, 
dem Antrag auf Verlängerung der Aus­
fuhrlizenz stattzugeben. Der erkennende 
Senat hat aber erhebliche Zweifel, ob 
eine nachträgliche, auf einen bereits ab­
gelaufenen Zeitraum bezogene Lizenz­
verlängerung möglich ist. Seiner Auffas­
sung nach könnte zwar im Fall einer sol­
chen nachträglichen Verlängerung die im 
Juni 1970 ausgeführte Hafergrütze von 
der seinerzeit hierfür neu genommenen 
Lizenz auf die verlängerte erste Lizenz 
umgeschrieben werden mit der Konse­
quenz, daß dann die für die Klägerin 
günstigeren Erstattungssätze der ersten 
Lizenz gelten würden. Ein derartiges 
Verfahren würde aber nach Meinung des 
Senats die Funktionsfähigkeit des ge­
meinschaftlichen Lizenzsystems als Indi­
kator der Marktentwicklung empfindlich 
gefährden, da es im Ergebnis auf eine 
Art vorübergehender Fristverlängerung 
der Lizenz durch den Lizenznehmer hin­
ausliefe und der zweiten Lizenz nur eine 
vorläufige Ersatzfunktion zugestehe. An­
dererseits räumt das Gericht ein, daß 
dieses Ergebnis unter dem Gesichtspunkt 
des Rechtsschutzes der Marktbürger we­
nig befriedigend sei, da Ansprüche auf 
Lizenzverlängerung gegen die Weige­
rung der zuständigen Behörde nicht 
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durchgesetzt werden könnten, weil sich 
diese regelmäßig durch Zeitablauf erle­
digten, bevor eine gerichtliche Klärung 
möglich sei. Aufgrund dieses Interessen­
konfliktes hat der VIL Senat des Bundes­
verwaltungsgerichts durch Beschluß vom 
17. Dezember 1981 das Verfahren ausge­
setzt und gemäß Artikel 177 des EWG-
Vertrags folgende Frage zur Vorabent­
scheidung vorgelegt: 

„Kann gemäß Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 473/67/EWG der 
Kommission vom 21. August 1967 (ABl. 
204 vom 24. 8. 1967, S. 16) eine Ausfuhr­
lizenz mit im voraus festgesetzter Erstat­
tung für einen in der Vergangenheit lie­
genden Zeitraum und damit rückwirkend 
verlängert werden, um auf diese Weise 
einem Exporteur, dessen Lizenz nicht 
rechtzeitig verlängert worden ist und der 
daraufhin die Ausfuhr aufgrund einer 
neu genommenen Lizenz durchgeführt 
hat, die Anwendung des im voraus fest­
gesetzten Erstattungssatzes auf diese 
Ausfuhr zu sichern?" 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

Wie das vorlegende Gericht in seinem 
Vorlagebeschluß feststellt, zielt das 
eigentliche Begehren der Klägerin des 
Ausgangsverfahrens darauf ab, die 
Rechtsnachteile nicht hinnehmen zu 
müssen, welche ihr dadurch entstanden 
sind, daß die Beklagte des Ausgangsver­
fahrens bislang dem Antrag auf Verlän­
gerung der Lizenz Nr. B-10 755 nicht in 
dem gebotenen Umstand entsprochen 
hat. Der Senat geht dabei davon aus, daß 
die Klägerin infolge höherer Gewalt ge­
hindert war, die fragliche Ware inner­
halb der von dieser Lizenz gesetzten 
Frist auszuführen, und daß folglich die 
Beklagte, indem sie den vor Ablauf der 
Frist gestellten Antrag auf Verlängerung 
ablehnte, unter Berücksichtigung von Ar­
tikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung Nr. 473/67, wonach bei Vorliegen 
dieser Voraussetzungen die Frist zu ver­

längern ist, rechtswidrig handelte. Nach­
dem nach Auffassung des Senats die Be­
klagte nicht im Wege der Folgenbeseiti­
gung verpflichtet werden kann, eine 
„Abwicklung" der der Klägerin erteilten 
Lizenz „auf der Grundlage einer hypo­
thetischen vollständigen Ausfuhr" vorzu­
nehmen, hängt der Erfolg der Revision 
folglich davon ab, ob eine Lizenzverlän­
gerung gemäß Artikel 9 Absatz 1 der 
fraglichen Verordnung für einen in der 
Vergangenheit liegenden Zeitpunkt ge­
währt werden kann. Die nachträgliche 
Verlängerung der ersten Lizenz ist 
darüber hinaus für die Klägerin aber nur 
dann von Wert, wenn gleichzeitig die 
zweite Lizenz, mit deren Hilfe die rest­
liche Ware ausgeführt wurde, nachträg­
lich annulliert werden kann. Wäre dies 
nämlich nicht möglich, verlöre die Klä­
gerin die für diese Lizenz gestellte Kau­
tion, da wegen der nachträglichen Über­
tragung der Ausfuhr auf die erste Lizenz 
die zweite Lizenz nicht ausgenützt wäre. 
Folglich muß der Gerichtshof, wie alle 
am Verfahren Beteiligten übereinstim­
mend hervorheben, zunächst entschei­
den, ob unter Berücksichtigung der ge­
nannten Umstände eine Lizenz nach 
Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer noch ver­
längert und ob die Ersatzlizenz, die zur 
Durchführung der Ausfuhr gedient hat, 
rückwirkend und nachträglich wieder be­
seitigt werden kann. 

1. Was die erste Frage anbelangt, geht 
das vorlegende Gericht und die anderen 
am Verfahren Beteiligten zu Recht da­
von aus, daß die Frage einer nachträgli­
chen Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
einer Lizenz in der Verordnung Nr. 
473/67 nicht ausdrücklich geregelt ist. 
Im wesentlichen herrscht auch Überein­
stimmung darüber, daß diese Regelungs­
lücke letztlich nur im Wege einer Güter­
abwägung zwischen dem Schutz und 
dem Funktionieren des gemeinschafts­
rechtlichen Lizenzsystems und dem 
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Schutz des betroffenen Lizenznehmers 
ausgefüllt werden kann. Unterschiedliche 
Meinungen bestehen aber darüber, wel­
chem der beiden Rechtsgüter letztlich 
der Vorzug zu geben ist. 

Das vorlegende Gericht und die Beklagte 
des Ausgangsverfahrens räumen zwar 
ein, daß im Hinblick auf den Rechts­
schutz der Marktbürger bei einer nach­
träglichen NichtVerlängerung der Aus­
fuhrlizenz eiii unbefriedigendes Ergebnis 
bestehenbleiben kann, messen aber der 
Zuverlässigkeit und dem Funktionieren 
des Lizenzsystems als einem Indikator 
der Marktentwicklung vorrangig Bedeu­
tung zu. Soll die Aussagekraft der Lizen­
zen nicht in Frage gestellt werden, ist es 
nach Auffassung der Bundesanstalt für 
landwirtschaftliche Marktordnung un­
umgänglich, daß die damit verbundenen 
Einfuhr- oder Ausfuhr-Verpflichtungen, 
von gewissen eng Umgrenzten ausdrück­
lich vorgesehenen Ausnahmen abgese­
hen, erfüllt werden. 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens 
und die Kommission, die gleichfalls die 
Notwendigkeit eines verläßlichen Li­
zenzsystems nicht bestreiten, kommen 
dagegen nach Abwägung aller Umstände 
zu »dem Ergebnis, daß die durch eine 
nachträgliche Verlängerung der Lizen­
zen hervorgerufenen negativen Auswir­
kungen auf das Funktionieren des Li­
zenzsystems sich in engen Grenzen hiel­
ten, während der Rechtsschutz des Be­
troffenen im Fall einer nachträglichen 
NichtVerlängerung der Lizenzen sehr un­
vollkommen wäre. Der vollen Durch-
setzbarkeit der Rechte des Betroffenen 
müsse daher in einem Fall wie dem vor­
liegenden der Vorrang eingeräumt wer­
den. 

Meines Erachtens ist — um das Ergebnis 
vorwegzunehmen — der zuletzt genann­
ten Auffassung aus folgenden Gründen 
zuzustimmen. 

a) Es ist zwar richtig, daß das gemein­
schaftliche Lizenzsystem den Gemein­
schaftsorganen für die Verwaltung der 
gemeinsamen Marktorganisation eine 
Vorausschau über die Entwicklung der 
Marktsituation ermöglichen und die 
Kautionsregelung, die zur Durchsetzung 
der Ein- und Ausfuhrverpflichtungen 
dient, für eine größtmögliche Sicherheit 
der genannten Vorausschau sorgen sol­
len. Insofern läßt es sich entgegen dem 
klägerischen Vorbringen schwerlich be­
streiten, daß die nachträglich an zwei Li­
zenzen vorzunehmenden Änderungen bis 
zu einem gewissen Grad zu einer Beein­
trächtigung der Zuverlässigkeit des Sy­
stems der Ein- und Ausfuhrlizenzen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse im Rah­
men der gemeinsamen Marktordnung 
führt. Sowohl die Beklagte als auch die 
Kommission haben in diesem Zusam­
menhang zu Recht darauf hingewiesen, 
daß die Gemeinschaftsbehörden, um J n e 
vorausschauende Marktübersicht zu er­
halten, sich x zu Beginn des Zeitraums 
einer Lizenz grundsätzlich darauf verlas^ 
sen können müssen, daß die Antragstel­
ler ihrer Ein- beziehungsweise Ausfuhr­
verpflichtung nachkommen, ohne daß 
dies aus verwaltungstechnischen Grün­
den jedesmal unmittelbar nachgeprüft 
werden kann. Insofern werden durch die 
Ausgabe einer doppelten Lizenz zwei 
Ein- beziehungsweise Ausfuhrvorgänge 
erfaßt, während, falls die - erste Lizenz 
verlängert und die zweite Lizenz annul­
liert wird, in tatsächlicher Hinsicht nur 
ein Ein- beziehungsweise Ausfuhrvor­
gang stattfindet. 

Eine solche „Doppelbuchung" allein ver­
mag, entgegen dem Vorbringen der Be­
klagten des Ausgangsverfahrens, aber 
den Aussagewert des Lizenzsystems 
selbst noch nicht in Frage zu stellen. Für 
eine Marktvorausschau kommt es näm­
lich nicht auf absolut präzise Kenntnisse 
der Ein- und Ausfuhrvorgänge an, son-
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dem es muß genügen, wenn deren Grö­
ßenordnungen möglichst genau erkenn­
bar sind. Das öffentliche Interesse, das 
einen möglichst genauen Überblick über 
die Entwicklung der Ein- und Ausfuhren 
in den einzelnen Mitgliedstaaten erfor­
dert, muß zudem, wie der Gerichtshof 
unter anderem in der Rechtssache 
Kampffmeyer ' hervorgehoben hat, mit 
der gleichfalls im öffentlichen Interesse 
liegenden Notwendigkeit vereinbart wer­
den, den zwischenstaatlichen Handel 
nicht durch zu strenge Verpflichtungen 
zu hemmen. Aus diesem Grund sieht die 
fragliche Verordnung Nr. 473/67 auch 
eine Sonderregelung für die Fälle vor, in 
denen infolge höherer Gewalt die Ein-
oder Ausfuhr innerhalb der Gültigkeits­
dauer der Lizenz nicht durchgeführt 
werden kann. Ein Fall höherer Gewalt 
ist, wie das vorlegende Gericht zu Recht 
bemerkt, nach der ständigen Rechtspre­
chung des Gerichtshofes (vgl. zum 
Beispiel Rechtssache Kampffmeyer'; 
Rechtssache 3/74 2; Rechtssache 11/70 J; 
Rechtssache 4/68 4) immer nur dann an­
zunehmen, wenn der ein- oder ausfuhr­
hindernde Umstand auf einem unge­
wöhnlichen, außerhalb der Einflußsphäre 
des Exporteurs liegenden Ereignis be­
ruht, dessen Eintritt und die damit ver­
bundenen Folgen bei Aufwendung aller 
von einem ordentlichen Kaufmann bil­
ligerweise zu erwartenden Sorgfalt nicht 
abgewendet werden können. Aus dieser 
Definition folgt, daß Fälle höherer Ge­
walt stets auf objektiven, klar nach­

prüfbaren tatsächlichen Verhältnissen be­
ruhen müssen, die sich der Einflußnahme 
der Betroffenen entziehen. Dieser relativ 
strenge Maßstab, der von den Behörden 
und Gerichten bei der Frage angelegt 
werden muß, ob tatsächlich ein Fall hö­
herer Gewalt gegeben ist, gewährleistet 
aber, daß begründete Anträge auf Annul­
lierung oder Verlängerung der Geltungs­
dauer von Lizenzen nicht allzu häufig 
sein werden und sich deshalb die negati­
ven Auswirkungen auf das Funktionieren 
des Lizenzsystems auch in engen Gren­
zen halten. 

Der vorliegende Fall unterscheidet sich 
insofern auch deutlich von dem Sachver­
halt, der dem Urteil des Gerichtshofes in 
der Rechtssache Hirsch s zugrunde lag, 
auf das sich das Bundesverwaltungsge­
richt bezieht. In dieser Rechtssache ging 
es um die Frage, ob und inwieweit nach 
dem Gemeinschaftsrecht abzugebende 
Willenserklärungen, gegebenenfalls nach 
den Regeln des nationalen Rechts wegen 
Irrtums angefochten werden können. Ejn 
Irrtum beruht aber, im Gegensatz zu Fäl­
len höherer Gewalt, auf subjektiven Fehl­
leistungen und hat seinen Ursprung in 
dem eigenen Verantwortungsbereich der 
Betroffenen. Da insoweit die Gefahr 
einer Manipulation besteht, hat der Ge­
richtshof in dem genannten Urteil unter 
anderem für Recht erkannt, daß ein An­
trag auf Erteilung einer Einfuhrlizenz 
nicht wegen eines Irrtums angefochten 
werden kann. 

Wenn demnach davon auszugehen ist, 
daß die auf Fälle höherer Gewalt be­
schränkten, eng umgrenzten Ausnahmen 
grundsätzlich die Zuverlässigkeit des Li­
zenzsystems nicht in Frage stellen, ist es 
insofern auch unerheblich, ob die Gültig­
keitsdauer der Lizenzen vor deren 

1 — Urteil vom 30. Januar 1974 in der Rechtssache 158/73 
— E. Kampffmeyer / Einfuhr- und Vorratssielle für 
Getreide und Futtermittel —, Slg, 1974, 101. 

2 — Urteil vom 28. Mai 1974 in der Rechtssache 3/74 — 
Einfuhr- und Vorratssielle für Getreide und Futtermit­
tel / Firma Wilhelm Pfützenreuter —, Slg. 1974, 589. 

3 — Urteil vom 17. Dezember 1970 in der Rechtssache 
11/70 — Internationale Handelsgesellschaft mbH / 
Einfuhr- und Vorratsstclle für Getreide und Futtermit­
te l—, Slg. 1970,1125. 

4 — Urteil vom I I . Juli 1968 in der Rechtssache 4/68 — 
Firma Schwarzwaldmilch GmbH / Einfuhr- und Vor­
ratssielle für Fette —, Slg. 1968, 561. 

5 — Urteil vom 12. Dezember 1978 in der Rechtssache 
85/78 — Bundesanstalt für landwirtschaftliche Markt­
ordnung / Jacob Hirsch & Söhne GmbH —, Slg. 
1978,2517. 
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Ablauf oder erst danach verlängert wer­
den. Daß eine solche nachträgliche Ver­
längerung zulässig ist, kann im übrigen 
auch, worauf die Klägerin zu Recht hin­
weist, aus Artikel 36 Absatz 2 der heute 
geltenden Verordnung Nr. 3183/80 der 
Kommission vom 3. Dezember 1980 über 
gemeinsame Durchführungsvorschriften 
für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie 
Vorausfestsetzungsbescheinigungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (ABl. 
L 338 vom 13. 12. 1980, S. 1) abgeleitet 
werden, wonach der Antrag auf Verlän­
gerung der Gültigkeitsdauer bis zu 30 
Tagen nach Ablauf der Lizenz gestellt 
werden kann. Wenn aber sogar der Ver­
längerungsantrag nach Ablauf der Lizenz 
gestellt werden kann, kann auch die zeit­
lich darauf folgende Bescheidung dieses 
Antrags nachträglich geschehen mit der 
Folge, daß dann die Verlängerung rück­
wirkend für den Zeitraum vom Ablauf 
der Lizenz an bis zur Bescheidung des 
Verlängerungsantrags erfolgt. 

b) Würde man eine nachträgliche Ver­
längerung der Gültigkeitsdauer der Aus­
fuhrlizenz ablehnen, wäre zudem der 
Rechtsschutz der betroffenen Lizenzin­
haber äußerst unvollkommen. Die den 
Lizenzinhabern gemäß Artikel 9 der 
fraglichen Verordnung zustehenden An­
sprüche auf Lizenzverlängerung könnten 
in diesem Fall, wie sowohl das vorle­
gende Gericht als auch die Klägerin des 
Ausgangsverfahrens und die Kommission 
zu Recht hervorheben, gegen die Weige­
rung der zuständigen Verwaltungsbe­
hörde praktisch nicht durchgesetzt wer­
den, da sich diese Ansprüche im Gegen­
satz zu denjenigen auf Freigabe der Kau­
tion regelmäßig durch Zeitablauf erledi­
gen, bevor eine abschließende gericht­
liche Klärung möglich ist. Auch einstwei­
lige Anordnungen erweisen sich in einem 
solchen Fall als wenig hilfreich, da sie 
praktisch die Entscheidung in der 
Hauptsache vorweg nehmen würden und 

darüber hinaus der Exporteur mit dem 
Risiko belastet wäre, die Ausfuhr auf 
einer sehr unsicheren Rechtsgrundlage 
durchzuführen, da die endgültige Ent­
scheidung über die Rechtmäßigkeit erst 
später getroffen wird. 

Schließlich würde auch das Mittel des 
Schadensersatzes den Betroffenen nicht 
immer zu ihrem Recht verhelfen, da 
Schadensersatzansprüche gegen natio­
nale Behörden nach nationalem Recht 
zum Teil nur dann durchsetzbar sind, 
soweit die Behörde schuldhaft gehandelt 
hat. In den Fällen höherer Gewalt dürfte 
ein solches Verschulden aber schwer 
nachweisbar sein. 

Nicht zuletzt spricht gegen eine Verwei­
sung der Betroffenen auf die nationalen 
Schadensersatzmöglichkeiten der Ge­
danke, daß in diesem Fall zu Lasten des 
nationalen Haushalts oder des handeln­
den Beamten eine Entschädigungspflicht 
begründet würde, während der Verfall 
der Kaution und die niedrigere Bemes­
sung der Ausfuhrerstattung sich zugun­
sten des Gemeinschaftsetats auswirken 
würde. 

Ein rein feststellendes Urteil dahin, daß 
die Behörde verpflichtet gewesen sei, die 
Lizenz zum Zeitpunkt der Antragstel­
lung zu verlängern, hätte schließlich 
zwar die Konsequenz, daß die zu Un­
recht verfallene Kaution freizugeben 
wäre, hätte aber nicht zur Folge, dem 
Betroffenen auch die im voraus festge­
setzte Erstattung zu gewähren, da die 
Ware über die Ersatzlizenz ausgeführt 
worden ist. 

Da demnach diese den Rechtsschutz des 
Lizenzinhabers betreffenden Gründe so 
gewichtig sind und eine nachträgliche 
Verlängerung die Zuverlässigkeit des Li­
zenzsystems nicht empfindlich beein­
trächtigt, sollte daher gemäß Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 473/67 
eine Verlängerung der Lizenz auch im 
nachhinein für zulässig erachtet werden. 
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2. Nachdem eine solche nachträgliche 
Verlängerung der ersten Lizenz, wie be­
reits gesagt, für den Betroffenen aber nur 
dann von Wert ist, wenn gleichzeitig die 
Möglichkeit besteht, die zweite Lizenz, 
mit deren Hilfe die Ware ausgeführt 
wurde, nachträglich zu annullieren, stellt 
sich die weitere Frage nach der Rechts­
grundlage einer solchen Annullierung. 
Unbestreitbar ist Artikel 9 der Verord­
nung Nr. 473/67 in diesem Fall nicht di­
rekt anwendbar, da die zweite Lizenz 
nicht aus Gründen höherer Gewalt un-
ausgenutzt geblieben ist. 

Während die Bundesanstalt für landwirt­
schaftliche Marktordnung sich auch hier, 
im Interesse des Funktionierens des Li­
zenzsystems, gegen eine ausdehnende 
Auslegung ausspricht, plädiert die Kom­
mission dafür, eine Pflicht der nationalen 
Behörde zur Annullierung der zweiten 
Lizenz in rechtsanaloger Anwendung der 
Bestimmungen von Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a und Absatz 3 der fraglichen 
Verordnung, wonach auch andere als in 
Absatz 2 genannte Umstände als höhere 
Gewalt anerkannt werden können, zu 
begründen. 

Nach dem bisher Gesagten sollte der Ge­
richtshof meines Erachtens auch hier 
dem Vorschlag der Kommission folgen 
und in analoger Anwendung der genann­
ten Bestimmungen klarstellen, daß die 
später erteilte Lizenz zu annullieren ist. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß diese 
nur deshalb beantragt wurde, weil die 
Funktionsvorgängerin der Bundesanstalt 
für landwirtschaftliche Marktordnung 
die Verlängerung der ersten Lizenz in 
einem Fall höherer Gewalt zu Unrecht 
verweigert hat. Insofern ist auch die ab­
lehnende Entscheidung als ein außerhalb 
der Einflußsphäre der Klägerin liegendes 
Ereignis im Gefolge eines Falles höherer 
Gewalt anzusehen, dessen Eintritt und 
die damit verbundenen Folgen sie auch 
bei Aufwendung aller von einem ordent­
lichen Kaufmann billigerweise zu erwar­
tenden Sorgfalt nicht abwenden konnte. 
Auch hier handelte es sich um Gegeben­
heiten, die sich der Einflußnahme des Li­
zenzinhabers entziehen und folglich 
nicht sehr häufig sein werden. Die durch 
eine Annullierung der Lizenz bedingten 
negativen Auswirkungen auf das Funk­
tionieren des Lizenzsystems halten sich 
daher ebenfalls in engen Grenzen, wäh­
rend die Aufhebung wiederum geboten 
erscheint, um den Betroffenen einen 
wirksamen Rechtsschutz zu sichern. Da 
zudem auch die für Fälle höherer Gewalt 
geltende Ausnahmevorschrift des Artikels 
9 Absatz 1 der fraglichen Verordnung 
auf Billigkeitserwägioigen beruht, hätte 
ich keine Bedenken, in analoger Anwen­
dung dieser Vorschrift eine Pflicht zur 
Aufhebung der zweiten Lizenz zu be­
gründen. 

3. Abschließend schlage ich dem Gerichtshof daher vor, die Vorlagefrage 
des Bundesverwaltungsgerichts wie folgt zu beantworten: 

Die Gültigkeitsdauer einer Ausfuhrlizenz mit im voraus festgesetzter Erstat­
tung kann gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 4 7 3 / 6 7 / E W G der 
Kommission vom 21 . August 1967 auch nach Ablauf ihrer Gültigkeit noch 
verlängert werden, wenn die zuständige Behörde zu Unrecht eine recht­
zeitige Verlängerung abgelehnt hat und die Ausfuhr deshalb mit Hilfe einer 
neuen Lizenz durchgeführt werden mußte. In diesem Fall ist die später er­
teilte Lizenz zu annullieren. 
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